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Geleitwort

Hinter jedem guten Notar stehen seine Mitarbeiter, die den reibungslosen Ablauf im Notariat
sicherstellen.

Der Beruf der Notarfachangestellten ist ein spannender und vielf!ltiger Beruf, der in Anfor-
derung und Verantwortung weit Åber einen „gewÇhnlichen“ BÅrojob hinausgeht. Immobi-
lienk!ufe, Testamente, UnternehmensgrÅndungen, Ehevertr!ge, Scheidungsvereinbarungen
und einiges mehr – Åber die ganze Bandbreite notarieller T!tigkeiten mÅssen auch Sie als
Mitarbeiter im Notariat tiefgehende Kenntnisse haben. Nur mit Ihrer UnterstÅtzung kann der
Notar sein BÅro erfolgreich fÅhren.

Wie kann man Sie mÇglichst gezielt und effizient unterstÅtzen, um eine bestmÇgliche Aus-
bildung zum Notarfachangestellten zu absolvieren? Diese Frage haben wir uns als Notarkas-
se gemeinsam mit Autoren aus der Praxis, n!mlich Notarinnen und Notare, Notarassessoren
und BÅroleitern gestellt. Zusammen mit dem Deutschen Notarverlag wurde die „Ausbil-
dungsreihe fÅr Notarfachangestellte“ ins Leben gerufen. Wir haben uns zum Ziel gesetzt,
Auszubildende w!hrend ihrer anspruchsvollen Ausbildungszeit und Berufsanf!nger bei ih-
rem Einstieg in den komplexen BÅroalltag zu unterstÅtzen. Auch fÅr Quereinsteiger zur Ver-
mittlung von Grundlagen und fÅr den erfahrenen Notarfachangestellten als Nachschlage-
werk ist die Reihe gut geeignet.

Pro Band vermitteln die Autoren dieser Reihe anschaulich die komplette Bandbreite eines
notariellen Fachgebiets von den Grundlagen bis hin zu komplexeren Fallgestaltungen. Um
Ihnen die Anwendung des Erlernten zu erleichtern, enth!lt jedes Buch ein Kapitel zur Wis-
sensÅberprÅfung. Die LÇsungsvorschl!ge verbinden bereits einzelne Fachgebiete miteinan-
der und geben so Gelegenheit zur Vertiefung der gewonnenen F!higkeiten.

Michael Gutfried, Notar in Dingolfing, stellt in diesem Band das trockene Thema Grund-
schulden so anschaulich und praxistauglich wie mÇglich dar. Das Vorbereiten und Ausfer-
tigen von Grundschulden, einschließlich der Umschreibung von Vollstreckungsklauseln, ge-
hÇrt in seinem BÅro zu den Aufgaben der Auszubildenden. Er ist somit mit deren Problemen
und Fragen in diesem Bereich bestens vertraut.

Dr. Helene Ludewig

Pr!sidentin der Notarkasse A.d.Ç.R., MÅnchen
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Vorwort

Bestellung, Abtretung und LÇschung von Grundschulden gehÇren zu den allt!glichen und
meistens eiligen Gesch!ften in jedem NotarbÅro. Umso wichtiger ist es, dass die zust!ndi-
gen Mitarbeiter die hierfÅr erforderlichen Schritte sicher beherrschen, da kaum ein Notar die
Zeit haben wird, sich eingehender mit der Vorbereitung und Abwicklung einer Grundschuld-
bestellung zu befassen. Die rechtlichen Grundlagen der Grundschuld sind trotz der oft stan-
dardisierten Bearbeitung komplex. In diesem Buch habe ich versucht, die schwierigen
Rechtsfragen mÇglichst einfach darzustellen, um so das erforderliche Fachwissen fÅr die
AbschlussprÅfung zum/zur Notarfachangestellten und zum/zur Inspektorenanw!rter(in) zu
vermitteln und die theoretischen Grundlagen fÅr eine sichere Beherrschung der praktischen
Abwicklungsschritte zu legen. Daneben soll das Buch ein praktischer Leitfaden fÅr die in
der Notarkanzlei anfallenden Aufgaben sein.

Die zweite Auflage wurde auf den aktuellen Stand der Rechtsprechung und Gesetzgebung
gebracht. Weiterhin habe ich Anregungen aufgegriffen, die aus dem Kreis der Leserschaft
kamen und meine eigenen Erfahrungen aus der DurchfÅhrung von Schulungsseminaren be-
nutzt, um einzelne schwierige Punkte noch klarer herauszuarbeiten. Insbesondere habe ich
das Buch um einen Abschnitt Åber Besonderheiten bei Grundschuldbestellungen erweitert
und den Abschnitt Åber die Umschreibung der Vollstreckungsklausel Åberarbeitet. FÅr wei-
tere Verbesserungsvorschl!ge bin ich jederzeit dankbar.

Dingolfing, im April 2022 Michael Gutfried
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§ 1 Die Grundschuld als Kreditsicherungsmittel

A. EinfÅhrung

Die Grundschuld ist das in der Praxis wohl wichtigste Kreditsicherungsmittel. Kreditsiche-
rungsmittel bedeutet, dass ein Gl!ubiger (meistens eine Bank) einen dem Kunden gew!hrten
Kredit absichert. Die Bank stellt also sicher, dass sie das von ihr geliehene Geld wiederbe-
kommt. Fast jeder, der in seinem Leben eine Immobilie kaufen oder selbst bauen mÇchte
und dafÅr ein Bankdarlehen benÇtigt, wird eine Grundschuld als Kreditsicherheit bestellen
mÅssen. Warum das so ist, soll nachfolgend verdeutlicht werden.

Nehmen wir an, ein Kunde K mÇchte bei seiner Çrtlichen Bank ein Darlehen zum Kauf einer
Immobilie in HÇhe von 300.000 EUR aufnehmen. Bevor die Bank das Darlehen zusagt, wird
sie zun!chst eine Bonit!tsprÅfung durchfÅhren. Die Bank erstellt also eine Prognose dar-
Åber, ob der Kunde mit seinem Einkommen in der Lage sein wird, das Darlehen zurÅck-
zuzahlen. Ohne positive Bonit!tsprÅfung wird das Darlehen auf keinen Fall ausbezahlt.

Da die Bonit!tsprÅfung aber nur eine Prognose ist, kann es sein, dass sich die Bank t!uscht.
Vielleicht verliert K infolge einer Wirtschaftskrise seinen Arbeitsplatz und kann den Kredit
nicht mehr zahlen. Oder er beschließt, lieber die Welt zu bereisen, als sein ganzes Leben im
BÅro zu verbringen. Auch fÅr diese F!lle mÇchte die Bank abgesichert sein und ihr verliehe-
nes Geld wiederbekommen. WÅrde die Bank das Darlehen allein auf Grundlage der durch-
gefÅhrten Bonit!tsprÅfung vergeben und sich keine weiteren Sicherheiten bestellen lassen,
so mÅsste die Bank wie folgt vorgehen:

Stellt K die RÅckzahlung des Kredites aus welchen GrÅnden auch immer ein, so muss die
Bank einen Gerichtsprozess fÅhren, in dem K auf RÅckzahlung der offenen Kreditraten ver-
urteilt wird. FÅr diesen Gerichtsprozess fallen Kosten an (GerichtsgebÅhren, AnwaltsgebÅh-
ren), welche die Bank erst einmal vorstrecken muss. Im Prozess muss die Bank dann darle-
gen und beweisen, dass sie dem K einen Kredit gew!hrt hat und K diesen vertragswidrig
nicht zurÅckbezahlt hat. Kann die Bank dies beweisen, wird der Richter den K zur RÅckzah-
lung des Kredites verurteilen. Bis dahin vergeht erstmal Zeit. Auch nach gewonnenem Pro-
zess hat die Bank immer noch kein Geld. Sie muss das Urteil zu ihren Gunsten erst vollstre-
cken. Dazu mÅsste sie mit einer vollstreckbaren Ausfertigung des Gerichtsurteils zum
Gerichtsvollzieher gehen und nachsehen, was K Åberhaupt noch besitzt. Hat K seinen Ar-
beitsplatz verloren, so verfÅgt er vielleicht weder Åber Einkommen noch Bankguthaben auf
Girokonten, auf welche die Bank zugreifen kÇnnte. Die Immobilie, die K mit dem Darlehen
ursprÅnglich erworben hat, hat K vielleicht bereits wiederverkauft oder an seine Ehefrau
oder Kinder verschenkt, sodass die Bank auch hierauf nicht mehr zugreifen kann. Die Bank
hat also zwar ein Recht darauf, dass K den Kredit und die Zinsen an sie zahlt, geht aber
dennoch eventuell leer aus, weil es bei K nichts mehr gibt, was sie verwerten kÇnnte.

Um das zu vermeiden, will sich die Bank daher bei der Darlehensvergabe absichern, dass sie
nn wenigstens auf die von K gekaufte Immobilie zugreifen und diese verwerten kann, wenn

K den Kredit wider Erwarten nicht zurÅckbezahlen kann;
nn bei Zahlungsschwierigkeiten des K mÇglichst sofort mit Zwangsvollstreckungsmaßnah-

men beginnen kann, insbesondere nicht erst einen unter Umst!nden langen und teuren
Gerichtsprozess fÅhren muss.

Um diese zwei Ziele zu erreichen kommt nun die Bestellung einer Grundschuld ins Spiel.
Die Grundschuld ist ein sogenanntes dingliches Recht, das im Grundbuch an einer Immobi-
lie (also insbesondere einem GrundstÅck, einem Erbbaurecht oder einem Wohnungseigen-
tum) eingetragen wird. Die Immobilie, an der die Grundschuld im Grundbuch eingetragen
wird, wird auch als „Pfandobjekt“ bezeichnet. Die Grundschuld gibt der Bank das Recht,
das Pfandobjekt in die Zwangsvollstreckung zu bringen, d.h. die mit der Grundschuld belas-
tete Immobilie gegen den Willen des EigentÅmers an den Meistbietenden zu versteigern
oder die Ertr!ge aus der Immobilie (z.B. Mieteinnahmen) fÅr sich zu verwenden. Ist die
Grundschuld einmal im Grundbuch an einer Immobilie eingetragen, so kann die Grund-
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schuld ohne Zustimmung der Bank nicht mehr gelÇscht werden. Die Bank kann auch dann
noch auf das Pfandobjekt zugreifen, also insbesondere dieses zwangsversteigern, wenn der
EigentÅmer die Immobilie verkauft oder an FamilienangehÇrige verschenkt. Als dingliches
Recht wirkt die Grundschuld wie man sagt „absolut“, d.h. gegenÅber jedermann, ganz
gleich wer EigentÅmer des Pfandobjekts ist. Die Bank kann das Pfandobjekt auch dann ver-
steigern, wenn der EigentÅmer der Immobilie wechselt und gar nicht mehr der Vertragspart-
ner ist, der die RÅckzahlung des Kredites gegenÅber der Bank schuldet.

Weiterhin macht sich die Bank einen Vorteil notarieller Urkunden zu Nutze. Es ist mÇglich,
dass sich der EigentÅmer der Immobilie und der Darlehensnehmer zur notariellen Urkunde
der sofortigen Zwangsvollstreckung unterwerfen. Ist dies erfolgt, so kann die Bank direkt
mit Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, insbesondere mit der Versteigerung des belasteten
Pfandobjekts beginnen, ohne dass sie vorher nochmals einen teuren und langwierigen Ge-
richtsprozess fÅhren muss.

Diese Zwangsvollstreckungsunterwerfung zu notarieller Urkunde (geregelt in § 794 Abs. 1
Nr. 5 ZPO) ist nicht nur fÅr die Immobilie zul!ssig. Denn schließlich kann es sein, dass bei
einer Zwangsversteigerung der belasteten Immobilie zu wenig ErlÇs erzielt wird, um das
noch offene Darlehen vollst!ndig zu tilgen. Die Bank mÇchte sich daher das Recht vorbehal-
ten, zus!tzlich auch auf weitere VermÇgensgegenst!nde des K zuzugreifen, zum Beispiel
dessen Arbeitseinkommen oder Bankguthaben zu pf!nden.

Die Zwangsvollstreckungsunterwerfung in der notariellen Urkunde wird daher im Regelfall
zweimal erkl!rt: einmal hinsichtlich der belasteten Immobilie (die sogenannte dingliche
Zwangsvollstreckungsunterwerfung) und einmal hinsichtlich des gesamten sonstigen Ver-
mÇgens (die sogenannte Zwangsvollstreckungsunterwerfung in persÇnlicher Hinsicht).
Damit die Zwangsvollstreckung in das gesamte VermÇgen mÇglich ist, gibt der Darlehens-
nehmer regelm!ßig in der Grundschuldbestellungsurkunde ein persÇnliches Schuldaner-
kenntnis in HÇhe des Grundschuldbetrags ab und unterwirft sich diesbezÅglich der soforti-
gen Zwangsvollstreckung in sein gesamtes VermÇgen.

B. Zusammenfassung

Die Grundschuld ist fÅr die Bank ein wichtiges Mittel zur Absicherung von Krediten. Mit-
hilfe der Bestellung einer Grundschuld und deren Eintragung im Grundbuch stellt die Bank
sicher, dass sie stets auf das Pfandobjekt (die Immobilie, an der die Grundschuld eingetragen
ist) zugreifen kann, wenn der Kunde wider Erwarten den Kredit nicht zurÅckbezahlt. Die
Bank kann dann das Pfandobjekt im Wege der Zwangsvollstreckung verwerten. Sie kann es
z.B. in die Zwangsversteigerung bringen und aus dem VersteigerungserlÇs versuchen, die
offenen Schulden zu tilgen oder im Wege der Zwangsverwaltung auf Mietertr!ge des Pfand-
objekts zugreifen.

Die Grundschuld wirkt als im Grundbuch eingetragenes dingliches Recht gegenÅber jedem
EigentÅmer des belasteten Pfandobjekts, d.h. die Bank kann auch dann noch die Zwangs-
vollstreckung betreiben, wenn ihr ursprÅnglicher Vertragspartner und Kreditnehmer die be-
lastete Immobilie weiterver!ußert.

Damit die Bank mÇglichst schnell mit der Zwangsvollstreckung beginnen kann und nicht
erst einen unter Umst!nden langwierigen und teuren Gerichtsprozess fÅhren muss, verlangt
sie in der Regel, dass der Kunde sich zu notariellen Urkunde der sofortigen Zwangsvollstre-
ckung unterwirft. Die Bank hat dann einen vollstreckbaren Titel und muss keinen Gerichts-
prozess mehr fÅhren, bevor sie mit der Zwangsvollstreckung beginnen kann.

Soll die Zwangsvollstreckung in das Pfandobjekt erfolgen (also insbesondere die Versteige-
rung der Immobilie ermÇglichen), so spricht man von einer dinglichen Zwangsvollstre-
ckungsunterwerfung. Diese wird in der notariellen Grundschuldbestellungsurkunde gem!ß
§ 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO erkl!rt mit Wirkung gegen den jeweiligen EigentÅmer der Immobilie
(§ 800 ZPO).

Die Grundschuld als Kreditsicherungsmittel
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MÇchte die Bank unter Umst!nden nicht nur auf das belastete Pfandobjekt zugreifen kÇn-
nen, sondern auch auf Arbeitslohn oder Bankguthaben ihres Vertragspartners, so wird sie
verlangen, dass sich ihr Vertragspartner in notarieller Urkunde der sofortigen Zwangsvoll-
streckung in sein gesamtes VermÇgen unterwirft. Man spricht dann auch von einer persÇnli-
chen Zwangsvollstreckungsunterwerfung. Der Darlehensnehmer erkennt bei Grund-
schuldbestellung an, der Gl!ubigerin einen Geldbetrag in HÇhe des Grundschuldbetrags
persÇnlich zu schulden und unterwirft sich wegen dieser Zahlungsverpflichtung der soforti-
gen Zwangsvollstreckung in sein gesamtes VermÇgen gem!ß § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO.
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§ 2 Rechtliche Grundlagen

A. Gesetzliche Regelung der Grundschuld und sonstiger
Grundpfandrechte

Die Grundschuld ist im BGB nur am Rande geregelt. Die speziell und unmittelbar fÅr die
Grundschuld geltenden Regelungen umfassen nur acht Paragrafen, n!mlich die §§ 1191–
1198 BGB. Dies kommt daher, dass zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des BGB ein anderes
Sicherungsmittel als wichtiger eingesch!tzt wurde, das der Grundschuld recht !hnlich ist,
n!mlich die Hypothek. Die Hypothek spielt zwar heute in der Praxis kaum noch eine Rolle,
weshalb sie in diesem Buch auch nur behandelt wird, soweit sie fÅr das Verst!ndnis der
Grundschuld von Bedeutung ist. Dennoch sind die gesetzlichen Vorschriften Åber die Hypo-
thek deswegen weiterhin wichtig, weil sie Åberwiegend auch fÅr die Grundschuld entspre-
chend anwendbar sind. Geregelt ist dies in § 1192 Abs. 1 BGB, der die Vorschriften Åber die
Hypothek weitgehend auch fÅr die Grundschuld fÅr anwendbar erkl!rt.

Die fÅr die Hypothek unmittelbar geltenden – und fÅr die Grundschuld weitgehend ebenfalls
anwendbaren Vorschriften – finden sich in den §§ 1113–1190 BGB.

Hypothek und Grundschuld werden auch mit dem Oberbegriff Grundpfandrechte bezeich-
net. Neben der Hypothek und der Grundschuld gibt es auch noch ein drittes Grundpfand-
recht: die Rentenschuld. Diese ist in den §§ 1199–1203 BGB geregelt. In der Praxis taucht
diese jedoch so selten auf, dass sie nachfolgend nicht n!her erl!utert wird.

Hypothek, Grundschuld und Rentenschuld werden auch mit dem Oberbegriff Grundpfand-
rechte bezeichnet. Von den Grundpfandrechten ist die Grundschuld in der Praxis die Wich-
tigste.

Neben den speziellen Regelungen fÅr Grundschuld und Hypothek gelten fÅr die Grund-
schuld auch die allgemeinen Vorschriften des Sachenrechts des BGB Åber Rechte an
GrundstÅcken. Diese sind in den §§ 873–902 BGB geregelt. Dabei gilt der Grundsatz, dass
die spezielleren Vorschriften die allgemeinen verdr!ngen. Will man eine Rechtsfrage zur
Grundschuld lÇsen, fÅhrt der erste Blick daher immer in die speziellen Regeln der §§ 1191–
1198 BGB. Findet sich dort keine Regelung, sind zun!chst die Vorschriften Åber die Hypo-
thek in §§ 1113–1190 BGB maßgeblich. Ist auch dort nichts Spezielles geregelt, gelten die
allgemeinen Vorschriften des Sachenrechts Åber Rechte an GrundstÅcken gem!ß den
§§ 873–902 BGB.

Daneben gelten fÅr die Eintragung, #nderung und LÇschung der Grundschuld im Grund-
buch die Vorschriften der Grundbuchordnung.

Spezielle
Vorschriften über
die Grundschuld,

§§ 1191–1198 BGB

Entsprechend anwendbare
Vorschriften über die Hypothek

§§ 1113–1190 BGB

allgemeine Vorschriften über Rechte an
Grundstücken §§ 873–902 BGB
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I. Der Anspruch auf Zwangsvollstreckung in die Immobilie

Grundpfandrechte (also insbesondere Hypothek und Grundschuld) sind vom Ausgangspunkt
her erst einmal auf dasselbe Ziel gerichtet, n!mlich die Zahlung eines bestimmten Geld-
betrags aus einem GrundstÅck (§ 1113 Abs. 1 BGB). Eine Grundschuld oder Hypothek lautet
immer auf einen bestimmten Betrag, der im Grundbuch eingetragen wird, z.B. 300.000 EUR.
Dies bedeutet, dass der Gl!ubiger eines Grundpfandrechts von dem EigentÅmer der Immobi-
lie, an der das Grundpfandrecht im Grundbuch eingetragen ist, die Zahlung des Geldbetrags,
der bei Bestellung des Grundpfandrechts festgelegt wurde, verlangen kann.

Die Zahlung kann der Gl!ubiger jedoch vom EigentÅmer der Immobilie nicht in bar verlan-
gen, sondern nur durch Zwangsvollstreckung in die belastete Immobilie. Sowohl fÅr die
Hypothek als auch fÅr die Grundschuld ist dies in § 1147 BGB geregelt, der fÅr die Hypo-
thek unmittelbar gilt und fÅr die Grundschuld Åber die Verweisung in § 1192 Abs. 1 BGB.

§ 1147 BGB besagt in etwas umst!ndlichem Deutsch:

Die Befriedigung des Gl!ubigers aus dem GrundstÅck und den Gegenst!nden, auf die sich die
Hypothek erstreckt, erfolgt im Wege der Zwangsvollstreckung.

Die Zwangsvollstreckung in eine Immobilie gibt es in zweierlei Formen:
nn der Zwangsversteigerung, d.h., die Immobilie wird in einem gerichtlichen Verfahren an

den Meistbietenden versteigert (geregelt in den §§ 15 ff. ZVG)
nn der Zwangsverwaltung (geregelt in den §§ 146 ff. ZVG); dabei wird die Nutzung der

Immobilie auf einen Verwalter Åbertragen. Dieser hat die Ertr!ge aus der Nutzung der
Immobilie an den Gl!ubiger auszukehren. Eine Zwangsverwaltung macht also vor allem
bei vermieteten Immobilien Sinn, weil dann die Mietertr!ge dem Gl!ubiger zustehen
und damit die offenen Schulden getilgt werden kÇnnen.

Das Grundpfandrecht gibt dem Gl!ubiger also das Recht, in die belastete Immobilie zwangs-
zuvollstrecken, insbesondere diese zu versteigern oder verwalten zu lassen und aus dem Ver-
steigerungserlÇs oder den Immobilienertr!gen maximal so viel zu behalten, wie bei Bestel-
lung der Hypothek oder Grundschuld festgelegt wurde.

Ist der VersteigerungserlÇs hÇher als der Betrag der Hypothek/Grundschuld, so steht der
Rest des VersteigerungserlÇses dem EigentÅmer oder sonstigen Gl!ubigern zu. Ist der Ver-
steigerungserlÇs niedriger als der Betrag der Hypothek/Grundschuld, so ist der EigentÅmer
aus der Hypothek/Grundschuld nicht verpflichtet, den fehlenden Betrag noch zu zahlen.
Denn die Zahlung erfolgt nur aus dem GrundstÅck und nicht aus dem sonstigen VermÇgen.
Dies bedeutet, die Haftung des EigentÅmers ist auf das belastete GrundstÅck beschr!nkt. Er
verliert also nicht mehr als maximal die belastete Immobilie.

Merke:

Grundpfandrechte geben dem Gl!ubiger das Recht, die belastete Immobilie (Pfand-
objekt) durch Zwangsvollstreckung zu verwerten. Sie geben keinen Anspruch auf Zah-
lung des Geldbetrags aus dem restlichen VermÇgen. Man bezeichnet Grundpfandrechte
daher auch als Verwertungsrechte. Die Haftung des EigentÅmers ist maximal auf den
Verlust des Pfandobjekts beschr!nkt.

Bevor der Gl!ubiger zwangsvollstrecken darf, muss er das Grundpfandrecht kÅndigen. FÅr
die Grundschuld gilt dabei eine KÅndigungsfrist von sechs Monaten (§ 1193 Abs. 1 BGB).

II. VerknÅpfung von gesicherter Forderung und Grundpfandrecht

1. Rechtliche Trennung von Zahlungsanspruch und Verwertungsrecht

Rechtlich mÅssen zun!chst zwei Rechtsverh!ltnisse sauber auseinandergehalten werden:
nn der vertragliche Anspruch des Gl!ubigers gegen den persÇnlichen Schuldner, eine be-

stimmte Geldzahlung zu verlangen;
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nn das Recht des Gl!ubigers gegen den EigentÅmer, die mit der Hypothek/Grundschuld be-
lastete Immobilie in die Zwangsvollstreckung zu bringen, um einen bestimmten Geld-
betrag, der bei der Bestellung des Grundpfandrechts festgelegt wurde, zu erzielen.

Der Anspruch des Gl!ubigers gegen den persÇnlichen Schuldner, eine bestimmte Geldzah-
lung zu verlangen, folgt meist aus einem Vertragsverh!ltnis. Besonders relevant ist der Dar-
lehensvertrag gem!ß den §§ 488 ff. BGB. Gem!ß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB hat der Gl!ubiger
(meist eine Bank) einen vertraglichen Anspruch auf RÅckzahlung des gew!hrten Darlehens.

Das Recht, eine Immobilie in die Zwangsvollstreckung zu bringen, folgt aus der Hypothek
oder der Grundschuld, jeweils gem!ß § 1147, ggf. i.V.m. § 1192 Abs. 1 BGB.

Diese zwei Rechtsverh!ltnisse, d.h., der vertragliche Geldzahlungsanspruch und das Recht
aus der Hypothek oder Grundschuld, eine Immobilie in die Zwangsvollstreckung zu bringen,
mÅssen nun miteinander verknÅpft werden. Es muss also geregelt werden, dass eine
Zwangsvollstreckung aus einer Hypothek oder Grundschuld nur erfolgen darf, wenn eine
bestimmte Geldforderung nicht getilgt wird. Eine Zwangsvollstreckung in eine Immobilie
soll n!mlich nicht ohne Grund erfolgen, sondern nur, wenn der Darlehensnehmer seinen
Zahlungspflichten aus dem Darlehensvertrag nicht nachkommt.

2. VerknÅpfung von Zahlungsanspruch und Verwertungsrecht bei der
Hypothek

Der wesentliche Unterschied zwischen einer Hypothek und einer Grundschuld ist nun, dass
die VerknÅpfung von vertraglichem Zahlungsanspruch und Verwertungsrecht bei der Hypo-
thek von Gesetzes wegen erfolgt. Eine Hypothek sichert immer eine bestimmte Geldforde-
rung ab. Man spricht daher auch davon, dass die Hypothek ein akzessorisches Sicherungs-
mittel ist (akzessorisch bedeutet, dass die Hypothek von einer bestimmten Forderung
abh!ngig ist). Wird die Geldforderung, zu deren Sicherung die Hypothek bestellt wurde, ge-
tilgt, so verliert der Gl!ubiger sowohl die Forderung als auch die Hypothek.

Beispiel:

Der Kunde K nimmt bei seiner Bank B ein Darlehen in HÇhe von 300.000 EUR auf, um
den Kauf einer Immobilie zu finanzieren. Zehn Jahre sp!ter hat er dieses Darlehen voll-
st!ndig getilgt. Er mÇchte nun ein neues Darlehen in HÇhe von 100.000 EUR aufnehmen,
um das Dachgeschoss der Immobilie fÅr seine Kinder auszubauen.

Hat die Bank das erste Darlehen in HÇhe von 300.000 EUR durch eine Hypothek an der ge-
kauften Immobilie abgesichert, so verliert sie die Hypothek automatisch, wenn K das Darle-
hen getilgt hat. Mit der Forderung vergeht auch die Hypothek. Eine Hypothek kann nicht
ohne gesicherte Forderung existieren. Geregelt ist das in § 1163 Abs. 1 S. 2 BGB in Verbin-
dung mit § 1177 Abs. 1 BGB (die ursprÅngliche Hypothek wandelt sich mit Tilgung der ge-
sicherten Forderung außerhalb des Grundbuchs in eine EigentÅmergrundschuld). MÇchte K
ein neues Darlehen fÅr den Ausbau des Dachgeschosses aufnehmen, so muss er der Bank
eine neue Hypothek fÅr eine neue Geldforderung einr!umen. DafÅr entstehen erneut Notar-
und Grundbuchkosten.

3. Unabh!ngigkeit von Geldforderung und Verwertungsrecht bei der
Grundschuld

Im Gegensatz zur Hypothek kann die Grundschuld unabh!ngig von einer bestimmten Geld-
forderung existieren. Forderung vergeht – Grundschuld besteht. Man bezeichnet die
Grundschuld daher auch als abstraktes Recht.

Wurde in vorstehendem Beispiel das erste Darlehen in HÇhe von 300.000 EUR durch eine
Grundschuld abgesichert, so bleibt die Bank auch dann Inhaberin und Berechtigte aus der
eingetragenen Grundschuld, wenn K das Darlehen getilgt hat (n!her dazu Rdn 173). Denn
die Grundschuld setzt im Gegensatz zur Hypothek gerade nicht voraus, dass eine bestimmte
gesicherte Forderung besteht. MÇchte K das weitere Darlehen fÅr den Ausbau des Dach-
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geschosses absichern, so kann er die alte, bereits vorhandene Grundschuld fÅr die Bank B
auch als Sicherheit fÅr das neue Darlehen hernehmen. Er spart sich damit Kosten bei Notar
und Grundbuchamt, die mit der Bestellung einer neuen Grundschuld verbunden w!ren.

Die Unabh!ngigkeit der Grundschuld von einer bestimmten Forderung und damit die MÇg-
lichkeit, eine Grundschuld wiederzuverwenden, hat dazu gefÅhrt, dass die Grundschuld die
Hypothek in der Praxis fast vollst!ndig verdr!ngt hat. Banken sichern Darlehensvertr!ge
fast ausschließlich Åber Grundschulden ab. Dabei wird vertraglich festgelegt, dass alle Zah-
lungen des Darlehensnehmers immer nur zur Tilgung des vertraglichen Darlehensanspruchs
erfolgen und nicht auf die Grundschuld. Dadurch wird zwar das Darlehen getilgt, die Grund-
schuld bleibt jedoch in voller HÇhe bestehen und kann als Sicherheit fÅr ein neues Darlehen
wiederverwendet werden.

4. VerknÅpfung von Geldforderung und Grundschuld durch
Sicherungsvereinbarung

Die rechtliche Unabh!ngigkeit der Grundschuld von einer bestimmten gesicherten Forde-
rung darf nicht darÅber hinwegt!uschen, dass auch die Grundschuld fast immer eine be-
stimmte Geldforderung absichern soll. Niemand bestellt eine Grundschuld, um seiner Bank
ohne Grund die Zwangsversteigerung seiner Immobilie zu ermÇglichen. Vielmehr soll auch
bei der Grundschuld die Bank eine Immobilie nur dann zwangsversteigern, wenn eine be-
stimmte Geldforderung, insbesondere aus einem Darlehensvertrag, nicht zurÅckbezahlt
wird.

Da diese VerknÅpfung zwischen Geldforderung und Verwertungsrecht sich bei der Grund-
schuld im Gegensatz zur Hypothek nicht unmittelbar aus dem Gesetz ergibt, bedarf es eines
dritten Vertragsverh!ltnisses: der sogenannten Sicherungsvereinbarung oder Zweck-
abrede.

Die Sicherungsvereinbarung oder auch Zweckabrede ist ein gesetzlich nicht geregelter Ver-
trag zwischen dem Grundschuldbesteller (EigentÅmer) und dem Grundschuldgl!ubiger, in
dem bestimmt wird, unter welchen Umst!nden der Gl!ubiger in das Pfandobjekt zwangs-
vollstrecken darf. Dies wird meistens dann der Fall sein, wenn der Darlehensnehmer eine
bestimmte Darlehensforderung nicht zurÅckbezahlt. In der Sicherungsvereinbarung oder
Zweckabrede wird also festgelegt, welche schuldrechtliche Geldforderung durch die Grund-
schuld abgesichert wird.

Dabei unterscheidet man sogenannte enge und weite Zweckabreden. Bei der engen
Zweckabrede wird eine bestimmte Darlehensforderung genau bezeichnet. Eine solche enge
Zweckabrede kÇnnte in etwa wie folgt lauten:

Die Grundschuld an dem GrundstÅck FlurstÅck 123 der Gemarkung Musterstadt dient zur
Sicherung des Darlehens Nr. 68543 des Kunden K bei der B-Bank.

Eine solche enge Zweckabrede bedeutet, dass die Bank nur dann Zwangsvollstreckungs-
maßnahmen in das Pfandobjekt ergreifen darf, wenn K das Darlehen Nr. 68543 vertragswid-
rig nicht zurÅckbezahlt. H!tte K noch ein weiteres Darlehen bei der B Bank, welches er ver-
tragswidrig nicht zurÅckbezahlt, so dÅrfte die Bank die mit der Grundschuld belastete
Immobilie dennoch nicht in die Zwangsversteigerung bringen, da die Grundschuld nur das
Darlehen 68543 und nicht die weiteren Darlehen des Kunden K absichert.

Bei einer sogenannten weiten Zweckabrede wird die Absicherung nicht auf ein bestimmtes
mit Nummer bezeichnetes Darlehen begrenzt, sondern es werden s!mtliche Schulden abge-
sichert, die eine Person bei Bestellung der Grundschuld hat oder in Zukunft noch haben
wird. Ein Beispiel fÅr eine weite Zweckabrede kÇnnte wie folgt lauten:

Die Grundschuld an dem GrundstÅck FlurstÅck 123 der Gemarkung Musterstadt dient zur
Sicherung s!mtlicher derzeitigen und etwaigen zukÅnftigen Verbindlichkeiten des Kunden K
bei der B-Bank.
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Eine weite Zweckabrede ist insbesondere dann vorteilhaft, wenn von vornherein feststeht,
dass es zur Aufnahme mehrerer Darlehensvertr!ge kommen kann. Durch eine weite Zweck-
abrede wird sichergestellt, dass die Grundschuld immer wieder als Sicherungsmittel her-
genommen wird, ohne dass weitere Schritte, etwa die Neubestellung einer weiteren Grund-
schuld oder zumindest die Ab!nderung der Sicherungsvereinbarung, erforderlich sind. H!tte
K in unserem vorstehenden Beispiel also eine weite Sicherungsvereinbarung mit seiner
Bank getroffen, so w!re auch das zweite Darlehen in HÇhe von 100.000 EUR zum Ausbau
des Dachgeschosses automatisch durch die Grundschuld abgesichert. Dies erspart dem K
etwaige Zusatzkosten und die Bank stellt sicher, dass sie wegen aller noch offenen Schulden
des K in die Immobilie zwangsvollstrecken kann.

Eine enge Zweckabrede ist insbesondere dann vorteilhaft, wenn verschiedene Immobilien
verschiedene Darlehen aus unterschiedlichen Sph!ren absichern.

Beispiel:

K ist EigentÅmer einer selbstgenutzten Wohnimmobilie und EigentÅmer verschiedener
BetriebsgrundstÅcke (Maschinenhallen), auf denen er als selbstst!ndiger Unternehmer
ein Logistikunternehmen betreibt. Er hat einen Kredit bei der B-Bank aufgenommen, um
den Kauf der Wohnimmobilie zu finanzieren. Daneben hat er eine Kreditlinie ebenfalls
bei der B-Bank, mit der er den Betrieb seines Logistikunternehmens finanziert. Er mÇch-
te sicherstellen, dass fÅr seine betrieblichen Verbindlichkeiten vorrangig die Betriebs-
geb!ude haften und die Wohnimmobilie nur dann zwangsversteigert wird, wenn er den
Kreditvertrag zum Kauf der Wohnimmobilie nicht tilgt.

Angenommen, K hat sowohl an seiner Wohnimmobilie als auch an den BetriebsgrundstÅ-
cken Grundschulden fÅr die B-Bank bestellt. WÅrde er mit der B-Bank eine weite Zweck-
abrede treffen, so kÇnnte die Bank die Wohnimmobilie auch dann versteigern, wenn K zwar
ordnungsgem!ß das Darlehen tilgt, das er zum Kauf dieser Wohnimmobilie aufgenommen
hat, jedoch mit betrieblichen Verbindlichkeiten in RÅckstand ger!t. Will K das nicht, so
empfiehlt sich eine enge Sicherungsvereinbarung sowohl fÅr die Grundschuld an der Wohn-
immobilie als auch fÅr die Grundschulden an den BetriebsgrundstÅcken. Es kann dann fest-
gelegt werden, dass fÅr betriebliche Verbindlichkeiten vorrangig die BetriebsgrundstÅcke
haften.

Merke:

Durch die Sicherungsvereinbarung wird festgelegt, unter welchen Voraussetzungen die
Gl!ubigerin der Grundschuld zwangsvollstrecken darf. Man unterscheidet enge und wei-
te Sicherungsvereinbarungen. Bei einer engen Sicherungsvereinbarung wird nur ein be-
stimmtes Darlehen durch die Grundschuld abgesichert. Bei der weiten Sicherungsverein-
barung werden s!mtliche Schulden, die der EigentÅmer jetzt oder in Zukunft beim
Gl!ubiger der Grundschuld hat, abgesichert.

5. PersÇnlicher Schuldner und EigentÅmer – Drittsicherungsf!lle

Im Zusammenhang mit der Bestellung von Grundpfandrechten ist es wichtig, die Begriffe
persÇnlicher Schuldner und EigentÅmer auseinanderzuhalten. PersÇnlicher Schuldner ist
derjenige, der dem Gl!ubiger (meist einer Bank) die Zahlung eines bestimmten Geldbetra-
ges schuldet. PersÇnlicher Schuldner ist also die Person, die den Darlehensvertrag unter-
schrieben hat (Darlehensnehmer).

In unseren bisherigen Beispielen sind wir davon ausgegangen, dass der Darlehensnehmer
auch EigentÅmer der Immobilie ist, an der die Grundschuld bestellt wird. Dies muss aber
nicht so sein. Vielmehr kann sich auch ein Dritter bereit erkl!ren, eine Grundschuld als Si-
cherheit fÅr eine bestimmte Geldforderung zu bestellen. Dies kommt besonders h!ufig in
Familiensituationen vor.
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Beispiel:

Sohn S mÇchte sich nach Abschluss seines Studiums selbstst!ndig machen und benÇtigt
dafÅr ein Startkapital in HÇhe von 100.000 EUR. Die Bank ist nur bereit das Darlehen zu
gew!hren, wenn sie zur Absicherung eine Grundschuld an einer Immobilie erh!lt. Da S
nicht Åber Eigentum an einer Immobilie verfÅgt, erkl!ren sich seine Eltern V und M be-
reit, der Bank eine Grundschuld an ihrer Eigentumswohnung zur Absicherung des Kre-
dits zu bestellen.

Sind EigentÅmer und persÇnlicher Schuldner nicht identisch, so spricht man von einer Dritt-
sicherung. Hier ist es besonders wichtig, die verschiedenen Vertragsverh!ltnisse auseinan-
derzuhalten. Verpflichtet zur RÅckzahlung des Darlehens gem!ß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB ist
lediglich der Sohn S, der den Darlehensvertrag mit der Bank geschlossen hat. Die Eltern V
und M sind gegenÅber der Bank nicht persÇnlich zur RÅckzahlung des Darlehens verpflich-
tet. Gelingt S die Tilgung des Darlehens jedoch nicht, so kann die Bank gem!ß §§ 1192
Abs. 1, 1147 BGB die Immobilie der Eltern in die Zwangsversteigerung bringen und aus
dem VersteigerungserlÇs den noch offenen Darlehensbetrag tilgen.

Die VerknÅpfung zwischen dem Darlehensvertrag und der Grundschuld erfolgt auch hier
durch die Sicherungsvereinbarung. In dieser wird festgelegt, dass die Bank die Immobilie
der Eltern zwangsversteigern darf, wenn das Darlehen des S nicht getilgt wird. In den F!llen
der Drittsicherung ist es besonders wichtig, eine enge Sicherungsvereinbarung zu treffen.
So bleibt die Haftung der Eltern mit der Immobilie auf ein bestimmtes Darlehen ihres Soh-
nes S begrenzt. Nimmt S ein weiteres Darlehen bei der Bank auf, das er nicht zurÅckzahlen
kann, so hat die Bank bei einer engen Sicherungsvereinbarung dann nicht das Recht, die Im-
mobilie der Eltern zu versteigern.

III. Der Anspruch auf Zwangsvollstreckung in das gesamte VermÇgen

1. PersÇnliches Schuldanerkenntnis gem!ß § 780 BGB

Wie in der Einleitung bereits n!her ausgefÅhrt, mÇchte die Bank gegebenenfalls nicht nur
die Zwangsvollstreckung in die mit der Grundschuld belastete Immobilie betreiben, sondern
auf das gesamte sonstige VermÇgen des Darlehensnehmers (z.B. Arbeitslohn, Pkw, Bankgut-
haben) zwangsweise zugreifen kÇnnen. Denn dann hat die Bank eine zus!tzliche Sicherheit,
falls bei einer Zwangsversteigerung der Immobilie nicht genug VersteigerungserlÇs erzielt
wird.

Zu diesem Zweck benÇtigt die Bank einen Vollstreckungstitel in das gesamte VermÇgen des
Darlehensnehmers.

Ein Grundpfandrecht – also auch die Grundschuld – gew!hrt einen solchen Anspruch
nicht. Denn die Grundschuld bezweckt gerade nur die Verwertung der belasteten Immobi-
lie.

Will die Gl!ubigerin also in das gesamte VermÇgen des Kreditnehmers vollstrecken kÇnnen,
benÇtigt sie neben der Grundschuld einen persÇnlichen Zahlungsanspruch. Wegen dieses
persÇnlichen Zahlungsanspruchs kann der Darlehensnehmer zu notarieller Urkunde zus!tz-
lich zur Grundschuld die Zwangsvollstreckungsunterwerfung in sein gesamtes VermÇgen er-
kl!ren.

Ein persÇnlicher Zahlungsanspruch besteht eigentlich bereits aus dem zwischen der Bank
und dem Darlehensnehmer abgeschlossenen Darlehensvertrag. Gem!ß § 488 Abs. 1 S. 2
BGB ist der Darlehensnehmer verpflichtet, den geschuldeten Zins zu zahlen und das Darle-
hen bei F!lligkeit zurÅckzugew!hren.

Das Problem ist jedoch, dass die HÇhe des Darlehensanspruchs schwankt. Der jeweils zu
zahlende Darlehensbetrag kann sich laufend !ndern, weil der Darlehensnehmer im Normal-
fall bereits Teile der offenen Darlehensforderung getilgt hat. Damit ein Zahlungsanspruch
vollstreckbar ist, muss er jedoch bestimmt sein, d.h., die HÇhe muss ohne Nachforschungen
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